
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 03 | 2024

Daten für die Monate  
9/2024 bis 11/2024

 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 10.9.24, 10.10.24, 11.11.24
ESt, KSt = 10.9.24
GewSt, GrundSt = 15.11.24
Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 13.9.24, 14.10.24, 14.11.24
ESt, KSt = 13.9.24
GewSt, GrundSt = 18.11.24
Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG
Fälligkeit Beiträge 9/24 = 26.9.24
Fälligkeit Beiträge 10/24 = 29.10.24 
(bzw. 28.10.24 für Bundesländer, in denen der 
Reformationstag ein gesetzlicher Feiertag ist)

Fälligkeit Beiträge 11/24 = 27.11.24

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

6/23 11/23 2/24 6/24
+ 6,8 % + 2,3 % + 2,7 % + 2,5 %

Für Unternehmer

Elektronische Rechnungen: Anwendungsschreiben 
des Bundesfinanzministeriums liegt im Entwurf vor

| Die elektronische Rechnung (kurz: E-Rechnung) ist beschlossene Sache. Sie 
wird dazu führen, dass Unternehmen ihre Prozesse ändern bzw. neu strukturieren 
müssen. Das Bundesfinanzministerium plant, hierzu ein Anwendungsschreiben 
zu veröffentlichen. Ein Entwurf (16 Seiten) wurde den Verbänden bereits am 
13.6.2024 mit der Gelegenheit zur Stellungnahme übersandt. Die endgültige Ver-
öffentlichung des Schreibens ist für den Beginn des 4. Quartals 2024 geplant. 
Dennoch sollten sich Unternehmen bereits jetzt mit der Neuregelung befassen. |

Allgemeines und Übergangs-
regelungen 

Durch das Wachstumschancengesetz 
(BGBl I 2024, Nr. 108) wurden die Rege-
lungen zur Ausstellung von Rechnungen 
nach § 14 Umsatzsteuergesetz (UStG) 
für nach 2024 ausgeführte Umsätze neu 
gefasst. Kernpunkt der Neuregelung: 
Die obligatorische E-Rechnung bei Um-
sätzen zwischen inländischen Unter-
nehmern (inländische B2B-Umsätze).

Beachten Sie | Ausgenommen sind 
Rechnungen über Leistungen, die nach 
§ 4 Nr. 8 bis 29 UStG steuerfrei sind, so-
wie Rechnungen über Kleinbeträge bis 
250 EUR (§ 33 der Umsatzsteuer-Durch-
führungsverordnung [UStDV]) und Fahr-
ausweise (§ 34 UStDV).

Da die Umsetzung einige Zeit bean-
spruchen wird, sind nach den Vorgaben 
des § 27 UStG Übergangsregeln nutz-
bar: Der allgemeine Übergangszeit-
raum beträgt zwei Jahre (Pflicht somit 
ab 2027). Drei Jahre gelten für Unter-
nehmer mit einem Gesamtumsatz von 
bis zu 800.000 EUR im Jahr 2026.

MERKE | Hinsichtlich des Empfangs 
einer E-Rechnung gilt keine Über-
gangsregelung, er ist somit vom 
1.1.2025 an durch den Rechnungs-
empfänger zu gewährleisten. Hierfür 
reicht es aus, wenn der Empfänger ein 
E-Mail-Postfach zur Verfügung stellt. 

Beachten Sie | Weitere Informationen 
zu den Übergangsregeln sind im Ent-
wurfsschreiben ab der Rz. 53 aufgeführt.

Verpflichtete Unternehmer,  
E-Rechnung und sonstige Rechnung

Unternehmer sind nach § 14 Abs. 2 UStG 
zur Ausstellung einer Rechnung ver-
pflichtet, wenn der Umsatz nicht nach  
§ 4 Nr. 8 bis 29 UStG steuerfrei ist:
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a) für eine Leistung an einen anderen 
Unternehmer für dessen Unterneh-
men,

b) für eine Leistung an eine juristische 
Person, die nicht Unternehmer ist,

c) für eine steuerpflichtige Werkliefe-
rung (§ 3 Abs. 4 S. 1 UStG) oder 
sonstige Leistung im Zusammen-
hang mit einem Grundstück an einen 
anderen als unter a) oder b) genann-
ten Empfänger (Nichtunternehmer 
oder Unternehmer für dessen nicht-
unternehmerischen Bereich).

Beachten Sie | Bei Umsätzen zwi-
schen inländischen Unternehmern ist 
regelmäßig eine E-Rechnung auszu-
stellen. Dies ist der Fall, wenn sowohl 
der leistende Unternehmer als auch der 
Leistungsempfänger im Inland oder in 
einem der in § 1 Abs. 3 UStG bezeichne-
ten Gebiete ansässig sind. 

Ist mindestens einer der beteiligten Un-
ternehmer nicht im Inland oder in einem 
der in § 1 Abs. 3 UStG bezeichneten Ge-
biete ansässig, besteht keine Pflicht zur 
Ausstellung einer E-Rechnung.

Bei den zuvor unter Buchstabe b) und c) 
genannten Fällen kann eine sonstige 
Rechnung (z. B. Papierrechnung) aus-
gestellt werden. Eine Ausstellung und 
Übermittlung als E-Rechnung oder als 
eine sonstige Rechnung in einem ande-
ren elektronischen Format ist in diesen 
Fällen nur mit der Zustimmung des 
Empfängers möglich.

Zulässige Formate 

Das Bundesfinanzministerium widmet 
sich der Frage nach den zulässigen For-
maten sehr ausführlich auf rund drei 
Seiten (Gliederungspunkt 2.3). Generell 
gilt: E-Rechnungen können sowohl in ei-
nem rein strukturierten als auch in ei-
nem hybriden Format erstellt werden. 

Ein zulässiges elektronisches Rech-
nungsformat muss vor allem gewähr-
leisten, dass die Rechnungspflichtanga-
ben (§ 14 Abs. 4 UStG) elektronisch 
übermittelt und ausgelesen werden 
können. Die Verwendung von struktu-
rierten Formaten, die auf der Norm EN 
16931 beruhen, ist immer zulässig. Un-
ter bestimmten Voraussetzungen sind 
auch andere Formate möglich.

Welches (zulässige) Format verwendet 
wird, ist eine zivilrechtliche Frage, die 
nur zwischen den Vertragsparteien zu 
entscheiden ist.

Umfang, Übermittlung und Empfang 

Voraussetzung für eine E-Rechnung ist 
u. a., dass sie eine elektronische Verar-
beitung ermöglicht. Dies bedeutet, dass 
für eine ordnungsmäßige Rechnung alle 
umsatzsteuerlichen Pflichtangaben (vgl. 
§§ 14, 14a UStG) im strukturierten Teil 
der E-Rechnung enthalten sein müssen. 

Hinsichtlich der Leistungsbeschreibung 
gilt, dass die im strukturierten Teil der 
E-Rechnung enthaltenen Angaben eine 
eindeutige Identifizierung der abge-
rechneten Leistung ermöglichen müs-
sen. Es können aber ergänzende Anga-
ben in einem in die E-Rechnung inte-
grierten Anhang aufgenommen werden.

Für die Übermittlung von E-Rechnungen 
kommen z. B. der Versand per E-Mail 
(Achtung: Eine PDF ist keine E-Rech-
nung), die Bereitstellung der Daten mit-
tels einer elektronischen Schnittstelle 
oder die Möglichkeit des Downloads 
über ein (Kunden-)Portal in Betracht.

Beachten Sie | Die Übergabe der XML-
Datei auf einem externen Speicherme-
dium (z. B. USB-Stick) erfüllt nicht die 
Voraussetzungen der Übermittlung in 
elektronischer Form.

MERKE | Verweigert der Rechnungs-
empfänger die Annahme einer E-Rech-
nung bzw. ist er hierzu technisch nicht 
in der Lage, hat er kein Anrecht auf eine 
alternative Ausstellung einer sonstigen 
Rechnung. In diesem Fall gelten die 
umsatzsteuerlichen Pflichten des Aus-
stellers auch als erfüllt, wenn er eine 
E-Rechnung ausgestellt und sich nach-
weislich um eine ordnungsgemäße 
Übermittlung bemüht hat.

Verträge als Rechnungen 

Verträge sind als Rechnung anzusehen, 
soweit sie die nach § 14 Abs. 4 UStG er-
forderlichen Angaben enthalten. Sofern 
eine Pflicht zur Ausstellung einer E-
Rechnung bei einem Dauerschuldver-
hältnis (z. B. Mietverhältnis) besteht, ist 
es ausreichend, wenn für den ersten 
Teilleistungszeitraum eine E-Rechnung 
ausgestellt wird, welcher der zugrunde 
liegende Vertrag als Anhang beigefügt 
wird oder sich aus dem sonstigen Inhalt 
klar ergibt, dass es sich um eine Dauer-
rechnung handelt.

Für Dauerschuldverhältnisse ist spätes-
tens bis zum Auslaufen der vom Rech-

nungsaussteller angewendeten Über-
gangsregelung eine initiale E-Rechnung 
nach vorstehender Regelung zu ertei-
len. Dies gilt auch für Dauerschuldver-
hältnisse, die vor dem 1.1.2025 begrün-
det worden sind.

Vorsteuerabzug 

Bestand eine Verpflichtung zur Ausstel-
lung einer E-Rechnung und wird statt-
dessen eine sonstige Rechnung ausge-
stellt, handelt es sich um keine ord-
nungsmäßige Rechnung. Folglich be-
rechtigt die ausgestellte Rechnung dem 
Grunde nach nicht zum Vorsteuerabzug.

MERKE | Eine sonstige Rechnung 
kann durch eine E-Rechnung berichtigt 
werden. Diese muss durch eine spezifi-
sche und eindeutige Bezugnahme auf 
die ursprüngliche Rechnung zum Aus-
druck bringen, dass es sich um eine 
berichtigte Rechnung handelt. Eine sol-
che Berichtigung wirkt unter den übri-
gen Voraussetzungen auf den Zeitpunkt 
der Ausstellung der sonstigen Rech-
nung zurück, auch wenn der Vorsteuer-
abzug zunächst nicht möglich war.

Beachten Sie | Erfolgt keine Rech-
nungsberichtigung, kann auch aus einer 
sonstigen Rechnung unter Anlegung ei-
nes strengen Maßstabes ein Vorsteuer-
abzug möglich sein, sofern das Finanz-
amt über sämtliche Angaben verfügt, 
um die materiellen Voraussetzungen 
für den Vorsteuerabzug zu überprüfen.

Aufbewahrung 

Der strukturierte Teil einer E-Rechnung 
ist so aufzubewahren, dass er in seiner 
ursprünglichen Form vorliegt und die 
Anforderungen an die Unveränderbar-
keit erfüllt werden. Eine maschinelle 
Auswertbarkeit seitens der Finanzver-
waltung muss sichergestellt sein. 

Sofern in einem zusätzlichen übersand-
ten Dokument Aufzeichnungen enthal-
ten sind, die für die Besteuerung von 
Bedeutung sind (z. B. Buchungsvermer-
ke), sind diese ebenfalls so aufzubewah-
ren, dass sie in ihrer ursprünglichen 
Form vorliegen und die Anforderungen 
an die Unveränderbarkeit erfüllt werden. 

Beachten Sie | Das vollständige Ent-
wurfsschreiben können Sie unter www.
iww.de/s11125 abrufen.

Quelle | BMF, Entwurfsschreiben, Az. III C 2 
- S 7287-a/23/10001 :007, Stand: 13.6.2024
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Für Unternehmer

E-Bilanz: Aktualisiertes Datenschema veröffentlicht
| Unternehmen müssen den Inhalt der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 
grundsätzlich nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertra-
gung übermitteln. Das Bundesfinanzministerium hat nun das aktualisierte Daten-
schema der Taxonomien (Version 6.8) als amtlich vorgeschriebenen Datensatz veröf-
fentlicht. Die aktualisierten Taxonomien stehen unter www.esteuer.de zur Ansicht 
und zum Abruf bereit. |

Die neuen Taxonomien sind grundsätz-
lich für die Bilanzen der Wirtschaftsjahre 
zu verwenden, die nach dem 31.12.2024 
beginnen (Wirtschaftsjahr 2025 oder 
2025/2026). Es wird aber nicht bean-
standet, wenn diese auch für das Wirt-
schaftsjahr 2024 oder 2024/2025 ver-
wendet werden.

Beachten Sie | Die Übermittlungsmög-
lichkeit mit diesen neuen Taxonomien 
wird für Testfälle voraussichtlich ab No-
vember 2024 gegeben sein; für Echtfälle 
ab Mai 2025.

Quelle | BMF-Schreiben vom 27.5.2024, Az. IV 
C 6 - S 2133-b/24/10001 :002, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 242215

Für Kapitalanleger

Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz:  
Finale Staatenaustauschliste 2024 liegt vor
| Nach den Vorgaben des Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes werden 
Informationen über Finanzkonten in Steuersachen zwischen dem Bundeszen-
tralamt für Steuern und der zuständigen Behörde des jeweils anderen Staates 
automatisch ausgetauscht. Das Bundesfinanzministerium hat nun die Staaten-
austauschliste 2024 bekannt gegeben. Enthalten sind die Staaten, mit denen der 
automatische Datenaustausch zum 30.9.2024 erfolgt. |

Für alle Steuerpflichtigen

Hochwasser: Steuerliche Entlastungen für  
die Betroffenen
| Durch die Unwetter mit Hochwasser in der Zeit von Ende Mai 2024 bis Anfang 
Juni 2024 sind in weiten Teilen Baden-Württembergs beträchtliche Schäden ent-
standen. Die Beseitigung dieser Schäden wird bei vielen Steuerpflichtigen zu erheb-
lichen finanziellen Belastungen führen. Daher möchte das Finanzministerium Baden-
Württemberg den Geschädigten durch steuerliche Maßnahmen entgegenkommen. |

Möglich sind u. a. 
 • die Anpassung steuerlicher Voraus-

zahlungen,
 • die Stundung fälliger Einkommen-, 

Körperschaft- oder Umsatzsteuer-
beträge und

 • der Aufschub von Vollstreckungen.

Beachten Sie | Auch in anderen Bun-
desländern sind im Mai und Juni 2024 
durch die Unwetter mit Hochwasser 

Schäden entstanden. Daher wurden 
auch für Bayern, Rheinland-Pfalz und 
das Saarland Katastrophenerlasse mit 
steuerlichen Erleichterungen veröffent-
licht. Dabei ist zu beachten, dass einige 
Erlasse bereits aktualisiert wurden. 

Quelle | Baden-Württemberg, Erlass mit 
Stand vom 20.6.2024; Saarland, Erlass mit 
Stand vom 1.7.2024; Rheinland-Pfalz, Erlass mit 
Stand vom 25.6.2024; Bayern, Erlass mit Stand 
vom 24.6.2024

Weitere Informationen zum Informati-
onsaustausch erhalten Sie u. a. auf der 
Webseite des Bundeszentralamts für 
Steuern (unter www.iww.de/s2991).

Beachten Sie | Nach einer aktuellen 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs 

verstößt der Finanzkonten-Informati-
onsaustausch nicht gegen Grundrechte 
und ist verfassungsgemäß.

Quelle | BMF-Schreiben vom 13.6.2024, Az. IV 
D 3 - S 1315/19/10030 :067, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 242216; BFH-Urteil vom 23.1.2024, 
Az. IX R 36/21

Für alle Steuerpflichtigen

Unterhaltsleistungen  
als außergewöhnliche 
Belastungen 
| Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass Unterhaltsleistungen nur dann als 
außergewöhnliche Belastungen abzieh-
bar sind, wenn das Vermögen des Unter-
haltsempfängers 15.500 EUR (Schon-
vermögen) nicht übersteigt. Zudem hat 
er klargestellt, dass die monatlichen 
Unterhaltsleistungen nicht in die Vermö-
gensberechnung einzubeziehen sind. |

	◼ Sachverhalt

Eltern machten Unterhaltszahlungen an 
den volljährigen Sohn (S), für den kein 
Kindergeldanspruch bestand, für den 
1.1. bis 30.9.2019 (Studienabschluss) als 
außergewöhnliche Belastungen geltend. 
Das Bankkonto des S wies zum 1.1.2019 
ein Guthaben (15.950 EUR) aus. Darin 
enthalten war eine Ende Dezember 
2018 geleistete Unterhaltsvorauszah-
lung für Januar 2019 i. H. von 500 EUR. 

Das Finanzamt lehnte den Abzug der 
Zahlungen als außergewöhnliche Be-
lastungen ab, da S über eigenes Ver-
mögen verfüge, das die maßgebliche 
Grenze von 15.500 EUR überschreite. 
Die dagegen erhobene Klage war 
nicht erfolgreich, aber die Revision.

Zunächst stellte der Bundesfinanzhof 
zwar fest, dass die seit 1975 unveränderte 
Höhe des Schonvermögens (15.500 EUR) 
nicht anzupassen ist. Dieses liegt 2019 
noch deutlich oberhalb des Grundfreibe-
trags (9.168 EUR) und unterschreitet 
auch nicht das Vermögen, was das Zivil- 
und Sozialrecht dem Bedürftigen als 
„Notgroschen“ zugestehen. 

Der Bundesfinanzhof folgte dem Finanz-
gericht aber nicht bei der Vermögensbe-
rechnung. Denn angesparte und noch 
nicht verbrauchte Unterhaltsleistungen 
werden grundsätzlich erst nach Ablauf 
des Jahres ihres Zuflusses zu (abzugs-
schädlichem) Vermögen. Die vorschüs-
sige Zahlung für Januar 2019 gilt nach § 11 
Einkommensteuergesetz erst in 2019 als 
bezogen und ist somit beim Vermögen 
zum 1.1.2019 nicht zu berücksichtigen. 
Zu diesem Zeitpunkt ist von einem (un-
schädlichen) Vermögen von 15.450 EUR 
auszugehen, das im Streitzeitraum auch 
nicht über 15.500 EUR angewachsen ist.

Quelle | BFH-Urteil vom 29.2.2024, Az. VI R 
21/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 242102; 
BFH, PM Nr. 28/24 vom 20.6.2024
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Für alle Steuerpflichtigen

Grundsteuer im Bundesmodell: Erste Zweifel, aber 
noch keine Entscheidung über Verfassungsmäßigkeit

| Der Bundesfinanzhof hat in zwei Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes zu den 
Bewertungsregelungen des neuen Grundsteuer- und Bewertungsrechts entschie-
den. Danach müssen Steuerpflichtige unter bestimmten Bedingungen die Möglich-
keit haben, einen unter dem festgestellten Grundsteuerwert liegenden Wert ihres 
Grundstücks nachzuweisen. Weil deswegen bereits Zweifel an der Höhe der festge-
stellten Grundsteuerwerte bestanden, war nicht mehr zu prüfen, ob die neue Grund-
steuer grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Zweifeln unterliegt. |

In beiden Streitfällen hatten die Antrag-
steller beim Finanzgericht erfolgreich 
beantragt, die Grundsteuerwertfest-
stellungen für ihre Wohnimmobilien von 
der Vollziehung auszusetzen. Die Be-
scheide waren auf der Grundlage des 
neuen Bundesmodells ergangen, das in 
mehreren Bundesländern (z. B. in Nord-
rhein-Westfalen) Anwendung findet. 

Danach wird die Bemessungsgrundlage 
für die Grundsteuer, die ab 2025 von den 
Gemeinden erhoben wird, durch Fest-
stellung des Grundsteuerwerts auf den 
1.1.2022 als einheitlichen Hauptfest-
stellungsstichtag ermittelt. Die für die 
Feststellung des Grundsteuerwerts 
maßgeblichen Vorschriften enthalten 
nicht zuletzt wegen der Neubewertung 
von über 36 Millionen wirtschaftlichen 
Einheiten eine Vielzahl von Typisierun-
gen und Pauschalierungen.

Das Finanzgericht hatte ernstliche 
Zweifel sowohl an der einfachrechtli-
chen Rechtmäßigkeit der Grundsteuer-
wertbescheide als auch an der Verfas-
sungsmäßigkeit der Bewertungsvor-
schriften und gewährte deshalb die be-
antragte Aussetzung der Vollziehung. 
Die dagegen erhobenen Beschwerden 
des Finanzamts hat der Bundesfinanz-
hof als unbegründet zurückgewiesen.

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs be-
stehen bereits einfachrechtliche Zweifel 

an der Rechtmäßigkeit der Grundsteu-
erwertfeststellungen in Bezug auf die 
Höhe der festgestellten Grundsteuer-
werte. Denn die Steuerpflichtigen müs-
sen bei einer Verletzung des Übermaß-
verbots die Möglichkeit haben, einen 
niedrigeren Wert nachzuweisen – auch 
wenn der Gesetzgeber dies nicht aus-
drücklich geregelt hat. 

Der Gesetzgeber verfügt gerade in Mas-
senverfahren über einen großen Typisie-
rungs- und Pauschalierungsspielraum. 
Das Übermaßverbot kann aber verletzt 
sein, wenn sich der Grundsteuerwert als 
erheblich über das normale Maß hin-
ausgehend erweist. Dies setzt nach der 
Rechtsprechung zu anderen typisieren-
den Bewertungsvorschriften voraus, 
dass der festgestellte Wert den nachge-
wiesenen niedrigeren gemeinen Wert 
um 40 % oder mehr übersteigt – und 
dies war infolge der Besonderheiten in 
den Streitfällen nicht auszuschließen. 

MERKE | Eine abschließende Ent-
scheidung über die Verfassungsmäßig-
keit des neuen Bewertungsrechts ist 
damit nicht verbunden. Es handelt sich 
„nur“ um Beschlüsse im Rahmen der 
summarischen Prüfung des Ausset-
zungsverfahrens.

Quelle | BFH, Beschlüsse vom 27.5.2024, Az. 
II B 78/23 (AdV) und Az. II B 79/23 (AdV); BFH, 
PM Nr. 26/24 vom 13.6.2024

Für Arbeitnehmer

Aktualisiertes Anwendungsschreiben zur  
Arbeitnehmer-Sparzulage
| Mit der Neufassung des Fünften Vermögensbildungsgesetzes (5. VermBG) wurde 
die Einkommensgrenze bei der Arbeitnehmer-Sparzulage auf 40.000 EUR bzw. bei 
der Zusammenveranlagung auf 80.000 EUR angehoben. Die erhöhten Einkom-
mensgrenzen gelten erstmals für vermögenswirksame Leistungen, die nach 2023 
angelegt werden. Das Bundesfinanzministerium (Schreiben vom 31.5.2024, Az. IV C 
5 - S 2439/19/10003 :005) hat nun zur Anwendung des 5. VermBG unter Berücksich-
tigung der gesetzlichen Änderungen Stellung genommen. |

Für Unternehmer

Umsatzsteuersätze  
bei Hotelumsätzen:  
Nun ist der Europäische 
Gerichtshof gefragt

| Der Bundesfinanzhof hat dem Europäi-
schen Gerichtshof eine Frage zur Vor-
abentscheidung vorgelegt: Er möchte 
wissen, ob das gesetzliche Aufteilungs-
gebot für Beherbergungsleistungen 
rechtmäßig ist. Danach unterliegt die 
Übernachtungsleistung dem ermäßig-
ten Umsatzsteuersatz i. H. von 7 %. Für 
Nebenleistungen, die nicht unmittelbar 
der Beherbergung dienen, gilt dagegen 
der Regelsteuersatz (19 %). In den drei 
Streitfällen ging es um Parkplatzge-
stellungen, Frühstücksleistungen, die 
Gestellung von Fitness- und Wellness-
einrichtungen sowie von W-LAN. |

Regelsteuersatz versus  
ermäßigter Steuersatz

Für die Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen, die ein Unternehmer 
zur kurzfristigen Beherbergung von 
Fremden bereithält, greift die Umsatz-
steuerermäßigung auf 7 %. 

Beachten Sie | Dies gilt nach der ge-
setzlichen Regelung (§ 12 Abs. 2 Nr. 11 
S. 2 Umsatzsteuergesetz) aber nicht für 
Leistungen, die nicht unmittelbar der 
Vermietung dienen, auch wenn diese 
Leistungen mit dem Entgelt für die Ver-
mietung abgegolten sind.

Bisher war der Bundesfinanzhof der 
Ansicht, dass das Aufteilungsgebot in 
Einklang mit dem Unionsrecht steht und 
dem Grundsatz der Einheitlichkeit der 
Leistung vorgeht, wonach eine (un-
selbstständige) Nebenleistung das 
Schicksal der Hauptleistung teilt. 

Ganz so sicher ist sich der Bundesfi-
nanzhof aber infolge der jüngeren Recht-
sprechung des Europäischen Gerichts-
hofs nicht mehr. Deshalb hat er nun 
beim Europäischen Gerichtshof ange-
fragt. Es ist zu hoffen, dass sich der Eu-
ropäische Gerichtshof zeitnah und ein-
deutig äußern wird, damit zu dieser 
Frage (endlich) Rechtssicherheit be-
steht.

Quelle | BFH, Beschlüsse vom 10.1.2024, Az. XI 
R 11/23 (XI R 34/20), Az. XI R 13/23 (XI R 7/21), Az. XI 
R 14/23 (XI R 22/21)
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Für Arbeitgeber

Betriebsveranstaltungen: Zwei wichtige Urteile  
zur Lohnsteuerpauschalierung
| Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist die pauschale Besteuerung 
(Steuersatz i. H. von 25 %) für Betriebsveranstaltungen auch zulässig für Veranstal-
tungen, die nicht allen Betriebsangehörigen offenstehen. Nicht so erfreulich ist da-
gegen ein Urteil des Bundessozialgerichts, wonach die verspätete Pauschalbesteu-
erung nicht zur Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung führt. |

Hintergrund 

Zuwendungen des Arbeitgebers an sei-
nen Arbeitnehmer und dessen Begleit-
personen anlässlich von Veranstaltun-
gen auf betrieblicher Ebene mit gesell-
schaftlichem Charakter (Betriebsveran-
staltung) führen zu Arbeitslohn. Dies ist 
in § 19 Abs. 1 S. 1 Nr. 1a S. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) geregelt. 

Soweit solche Zuwendungen den Betrag 
von 110 EUR je Betriebsveranstaltung 
und teilnehmenden Arbeitnehmer nicht 
übersteigen, gehören sie jedoch nicht zu 
den Einkünften aus nichtselbstständiger 
Arbeit, wenn die Teilnahme allen Ange-
hörigen des Betriebs oder eines Be-
triebsteils offensteht. Dies gilt für bis zu 
zwei Betriebsveranstaltungen jährlich 
(§ 19 Abs. 1 S. 1 Nr. 1a S. 3 und S. 4 EStG).

Urteil des Bundesfinanzhofs 

Ungeklärt war bislang die Frage, ob eine 
„Betriebsveranstaltung“ auch bei ei-
nem geschlossenen Kreis (z. B. Füh-
rungskräftefeier) vorliegt. Dann kann 
zwar kein Freibetrag i. H. von 110 EUR 
gewährt werden, aber es wäre eine 
Lohnsteuerpauschalierung nach § 40 
Abs. 2 S. 1 Nr. 2 EStG mit 25 % möglich.

Diese Frage hat der Bundesfinanzhof 
nun zugunsten der Steuerpflichtigen 
entschieden. Nach der ab dem Veran-
lagungszeitraum 2015 geltenden Defi-
nition in § 19 Abs. 1 S. 1 Nr. 1a S. 1 EStG 
kann eine Betriebsveranstaltung auch 
dann vorliegen, wenn sie nicht allen 
Angehörigen eines Betriebs oder eines 
Betriebsteils offensteht. Und da diese 
Definition dem Tatbestandsmerkmal 
„Betriebsveranstaltung“ in § 40 Abs. 2 
S. 1 Nr. 2 EStG entspricht, ist eine pau-
schale Besteuerung möglich. 

Urteil des Bundessozialgerichts 

Das Bundessozialgericht musste sich 
mit der Frage befassen, welche Folgen 
eine verspätete Lohnsteuerpauschalie-
rung für die Sozialversicherung hat. 

	◼ Sachverhalt

Ein Unternehmen feierte mit seinen 
Beschäftigten am 5.9.2015 ein Firmen-
jubiläum. Am 31.3.2016 zahlte es für 
September 2015 auf einen Betrag von 
rund 163.000 EUR die für 162 Arbeit-
nehmer angemeldete Pauschalsteuer. 
Nach einer Betriebsprüfung forderte 
der Rentenversicherungsträger von 
dem Unternehmen Sozialversiche-
rungsbeiträge und Umlagen i. H. von 
rund 60.000 EUR nach – und zwar zu 
Recht, wie das Bundessozialgericht ent-
schieden hat (die gegenteiligen Urteile 
der Vorinstanzen wurden aufgehoben).

Aufwendungen von mehr als 110 EUR je 
Beschäftigten für eine betriebliche Jubi-
läumsfeier sind als geldwerter Vorteil in 
der Sozialversicherung beitragspflich-
tig, wenn sie nicht mit der Entgeltab-
rechnung, sondern erst erheblich spä-
ter pauschal versteuert werden. 

Es kommt entscheidend darauf an, dass 
die pauschale Besteuerung „mit der 
Entgeltabrechnung für den jeweiligen 
Abrechnungszeitraum“ erfolgt. Dies 
wäre im Streitfall die Entgeltabrechnung 
für September 2015 gewesen. Tatsäch-
lich wurde die Pauschalbesteuerung 
aber erst Ende März 2016 durchgeführt 
und damit sogar nach dem Zeitpunkt, zu 
dem die Lohnsteuerbescheinigung für 
das Vorjahr übermittelt werden musste.

MERKE | Die Spitzenorganisationen 
der Sozialversicherung vertreten die 
Auffassung, dass eine nachträgliche 
Pauschalbesteuerung nur bis zur Er-
stellung der Lohnsteuerbescheinigung 
geltend gemacht werden kann, also 
längstens bis zum 28.2. des Folgejahrs. 
Dem hat sich das Bundessozialgericht 
nun im Ergebnis angeschlossen.

Quelle | BFH-Urteil vom 27.3.2024, Az. VI R 
5/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 241427; 
BSG-Urteil vom 23.4.2024, Az. B 12 BA 3/22 R, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 241172, BSG, PM 
Nr. 15/24 vom 23.4.2024; Spitzenorganisationen 
der Sozialversicherung, Besprechungsergeb-
nis vom 20.4.2016, TOP 5, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 230282

Für alle Steuerpflichtigen

Kindergeld: Anspruch 
für Pflegeeltern erst  
ab dem Folgemonat 
der Haushaltsaufnahme

| Der Kindergeldanspruch bestimmt 
sich nach dem Anspruchsberechtigten 
zum Monatsanfang. Das Kindergeld 
steht im Monat der Haushaltsaufnahme 
eines Pflegekindes noch den leiblichen 
Eltern zu und den Pflegeeltern erst ab 
dem Folgemonat. So lautet eine Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs. |

	◼ Sachverhalt

Der Kläger und sein Lebenspartner 
nahmen das im November 2020 von ei-
ner obdachlosen Mutter zur Welt ge-
brachte Kind am 7.12.2020 in ihren 
Haushalt auf. Sie wurden dadurch zu 
dessen Pflegeeltern und bestimmten 
den Kläger zum Kindergeldberechtig-
ten. Die Familienkasse gewährte ihm 
das Kindergeld ab Januar 2021, lehnte 
es aber für die Monate November und 
Dezember 2020 ab. Daher wurde ihm 
auch der Kinderbonus für 2020 versagt. 

Die Klage vor dem Finanzgericht hatte 
insofern Erfolg, dass die Familienkasse 
Kindergeld ab Dezember 2020 und auch 
den Kinderbonus zahlen sollte. Der 
Bundesfinanzhof sah das aber anders.

Für die Beurteilung der Anspruchskon-
kurrenz sind die am Monatsanfang be-
stehenden tatsächlichen Verhältnisse 
maßgeblich. Im Streitfall waren zu Be-
ginn des Monats Dezember 2020 noch 
allein die leiblichen Eltern kindergeld-
berechtigt. Bei ihnen setzt der Kinder-
geldanspruch – anders als bei Pflegeel-
tern – keine Aufnahme des Kindes in 
ihren Haushalt voraus. Deshalb blieben 
sie gegenüber den erst im Laufe des 
Monats Dezember 2020 hinzugekom-
menen Pflegeeltern für diesen Monat 
vorrangig kindergeldberechtigt. 

Der durch die Haushaltsaufnahme bei 
den Pflegeeltern am 7.12.2020 bewirkte 
Anspruchsvorrang des Klägers ist erst 
ab dem Folgemonat zu berücksichtigen, 
hier also ab Januar 2021. Deshalb schied 
auch der Anspruch des Klägers auf den 
Kinderbonus für das Jahr 2020 aus, da 
dieser einen Anspruch auf Kindergeld 
im Jahr 2020 vorausgesetzt hätte.

Quelle | BFH-Urteil vom 18.1.2024, Az. III R 
5/23, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 240144, 
BFH, PM Nr. 13/24 vom 7.3.2024
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Für alle Steuerpflichtigen

Bundeseinheitlicher 
Anstieg der gesetzlichen 
Altersrenten ab 1.7.2024 
um 4,57 %

| Die gesetzlichen Altersrenten wurden 
im Rahmen der jährlichen Rentenan-
passung zum 1.7.2024 (erstmals bun-
deseinheitlich) um 4,57  % angehoben. 
Hiervon profitieren rund 21 Millionen 
Rentner. |

Die Rentenanpassung kann dazu führen, 
dass Rentner erstmals in die Steuer-
pflicht „rutschen“ und eine Steuererklä-
rung abgeben müssen. Eine Steuer-
pflicht tritt aber nur ein, wenn der steu-
erpflichtige Teil der Jahresbruttorente 
– zuzüglich weiterer Einkünfte (z. B. aus 
einer Vermietung) und unter Berück-
sichtigung etwaiger Freibeträge und 
sonstiger Abzugsbeträge – den steuerli-
chen Grundfreibetrag übersteigt. Für 
das Jahr 2023 beträgt der Grundfreibe-
trag 10.908 EUR pro Jahr, für 2024 sind 
es aktuell 11.604 EUR. Bei einer steuer-
lichen Zusammenveranlagung von Ehe-
leuten gelten die doppelten Werte.

Neben dem Grundfreibetrag spielt der 
Rentenfreibetrag eine wichtige Rolle: 
Das ist der Teil der Rente, der nicht ver-
steuert wird. Entscheidend für den Ren-
tenfreibetrag ist das Jahr des Renten-
beginns. Der Rentenfreibetrag ist ein 
fester Betrag, der in den Folgejahren für 
den Rentner unverändert bleibt. Die 
jährlichen Rentenerhöhungen, die im 
Laufe der Rente folgen, müssen in voller 
Höhe versteuert werden. 

Beachten Sie | Der steuerpflichtige 
Teil der Rente aus einer Basisversor-
gung beträgt bei einem Rentenbeginn 
im Jahr 2005 oder früher 50 %. Der Be-
steuerungsanteil wird für jeden neuen 
Rentnerjahrgang sukzessive erhöht. 
Wer z. B. 2023 in Rente gegangen ist, 
dem steht nur noch ein Rentenfreibe-
trag von 17,5  % zu. Das bedeutet: 
17,5 % der Rente bleiben steuerfrei und 
82,5  % der Rente unterliegen der Be-
steuerung. Da der Besteuerungsanteil 
für jeden neuen Renteneintrittsjahr-
gang ab 2023 um einen halben Prozent-
punkt erhöht wird, gelten 100 % Be-
steuerungsanteil dann erstmals für 
2058 (= Jahr des Rentenbeginns). 

Quelle | Die Bundesregierung, Mitteilung 
vom 24.4.2024: „Renten steigen zum 1. Juli er-
neut deutlich“

Für Unternehmer

Erneuerung der Heizungsanlage: Kein Vorsteuerabzug 
bei einer Wohnraumvermietung
| Schuldet der Vermieter von Wohnraum zum vertragsgemäßen Gebrauch auch 
die Versorgung mit Wärme und warmem Wasser, stehen Kosten des Vermieters für 
eine neue Heizungsanlage jedenfalls dann im direkten und unmittelbaren Zusam-
menhang zur steuerfreien Vermietung, wenn es sich dabei nicht um Betriebskos-
ten handelt, die der Mieter gesondert zu tragen hat. Die Quintessenz aus dieser 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs: Der Vermieter kann für die Heizungsanlage 
keinen Vorsteuerabzug beanspruchen. |

Hintergrund: Nach § 15 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 
des Umsatzsteuergesetzes ist der Vor-
steuerabzug für Lieferungen und sons-
tige Leistungen ausgeschlossen, die der 
Unternehmer zur Ausführung steuer-
freier Umsätze verwendet. 

Das Finanzgericht Münster hatte den 
Streitfall noch anders beurteilt und auf 
getrennte Leistungen abgestellt, näm-
lich einerseits steuerfreie Vermietungs-
leistungen und andererseits steuer-
pflichtige Energielieferungen.

Der Bundesfinanzhof lehnte den vom 
Vermieter begehrten Vorsteuerabzug 

aus dem Heizungsaustausch aber be-
reits deshalb ab, weil der Vermieter dort 
entsprechend den mietrechtlichen Rah-
menbedingungen die Gestellung einer 
Wohnung zum bestimmungsgemäßen 
Gebrauch – d. h. einschließlich der Ge-
stellung warmen Brauchwassers – 
schuldete und die diesbezüglichen Zah-
lungen nicht als dem Mieter gesondert 
berechenbare Betriebskosten i. S. des  
§ 556 des Bürgerlichen Gesetzbuchs an-
zusehen waren.

Quelle | BFH-Urteil vom 7.12.2023, Az. V R 
15/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 240298

Für alle Steuerpflichtigen

Kosten für Präimplantationsdiagnostik abzugsfähig
| Aufwendungen einer gesunden Steuerpflichtigen für eine durch eine Krankheit 
des Partners veranlasste Präimplantationsdiagnostik (PID) können nach Ansicht 
des Bundesfinanzhofs als außergewöhnliche Belastungen abziehbar sein. |

Bei der PID handelt es sich um ein gene-
tisches Diagnoseverfahren zur vorge-
burtlichen Feststellung von Veränderun-
gen des Erbmaterials, die eine Fehl- 
oder Totgeburt verursachen bzw. zu ei-
ner schweren Erkrankung eines lebend 
geborenen Kindes führen können. Es 
erfolgt eine Analyse von Zellen eines 
durch künstliche Befruchtung entstan-
denen Embryos vor seiner Übertragung 
und Einnistung in die Gebärmutter.

	◼ Sachverhalt

Bei dem Partner der Steuerpflichtigen 
lag eine chromosomale Translokation 
vor. Es bestand eine hohe Wahrschein-
lichkeit, dass ein auf natürlichem Weg 
gezeugtes gemeinsames Kind an 
schwersten körperlichen oder geisti-
gen Behinderungen leidet und unter 
Umständen nicht lebensfähig ist. Da-
her wurde eine PID durchgeführt. Der 
Großteil der Behandlungen betraf die 
Steuerpflichtige, die den Abzug der 
Kosten als außergewöhnliche Belas-
tungen beantragte. 

Das Finanzamt lehnte eine Berück-
sichtigung der Kosten ab. Das Finanz-
gericht Niedersachsen und der Bun-
desfinanzhof sahen das aber anders.

Die Aufwendungen für die Behandlung 
der Steuerpflichtigen sind zwangsläufig 
entstanden, weil die Maßnahmen dem 
Zweck dienten, eine durch Krankheit be-
einträchtigte körperliche Funktion ihres 
Partners auszugleichen. Wegen der bio-
logischen Zusammenhänge konnte (an-
ders als bei anderen Erkrankungen) 
durch eine medizinische Behandlung 
allein des erkrankten Partners keine 
Linderung eintreten. Daher steht der 
Umstand, dass die Steuerpflichtige 
selbst gesund ist, der Berücksichtigung 
der Aufwendungen nicht entgegen.

Beachten Sie | Unschädlich war auch, 
dass die Steuerpflichtige und ihr Part-
ner nicht verheiratet waren.

Quelle | BFH-Urteil vom 29.2.2024, Az. VI R 
2/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 241432; 
BFH, PM Nr. 23/24 vom 10.5.2024
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Für Arbeitnehmer

Keine ermäßigte Besteuerung: Kapitalauszahlung 
einer Rente

| Die Auszahlung einer Direktversicherung nach Ausübung eines vertraglich 
eingeräumten Kapitalwahlrechts unterliegt nicht dem ermäßigten Steuersatz. 
Gegen diese Entscheidung des Finanzgerichts Münster ist allerdings die Revision 
anhängig. |

	◼ Sachverhalt

Im Streitfall hatte die Steuerpflichtige 
mit ihrem damaligen Arbeitgeber die 
Umwandlung eines Teils ihres Gehalts 
in Beiträge zu einer Direktversiche-
rung nach dem Betriebsrentengesetz 
vereinbart. Daraufhin schloss der Ar-
beitgeber für die Steuerpflichtige eine 
solche Versicherung mit einer Bei-
tragszahlungsdauer von 14 Jahren ab. 
Es sollte eine lebenslange monatliche 
Rente gezahlt werden oder auf Antrag 
eine einmalige Kapitalabfindung er-
folgen. 

Im Streitjahr 2019 übte die Steuer-
pflichtige das Kapitalwahlrecht aus und 
erhielt ca. 44.500 EUR. Diesen Betrag 
behandelte das Finanzamt als steuer-
pflichtige Rente und besteuerte ihn mit 
dem regulären Steuersatz. Die hierge-
gen gerichtete Klage war erfolglos.

Vergütungen für mehrjährige Tätigkei-
ten können als außerordentliche Ein-
künfte in Betracht kommen, die ermä-
ßigt zu besteuern sind (Fünftel-Rege-
lung). Da es im Streitfall aber an dem 
Tatbestandsmerkmal der Außerordent-
lichkeit fehlte, kam keine ermäßigte Be-
steuerung in Betracht. 

Im Hinblick auf die Kapitalauszahlung 
von Renten kam es nach der früheren 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 

ausschließlich auf die vertragliche Ver-
einbarung an (keine ermäßigte Besteu-
erung, wenn das Kapitalwahlrecht schon 
in der ursprünglichen Versorgungsre-
gelung enthalten war). In späteren Ent-
scheidungen hat es der Bundesfinanz-
hof jedoch vielmehr für maßgeblich 
gehalten, ob das Kapitalwahlrecht nur 
in atypischen Einzelfällen tatsächlich 
ausgeübt wird, wofür statistisches Ma-
terial ausgewertet werden muss.

Vor diesem Hintergrund hat das Finanz-
gericht Münster die Revision mit folgen-
dem Wortlaut zugelassen: „Dem Bun-
desfinanzhof ist Gelegenheit zu geben, 
über die Ausschärfung der Kriterien zur 
Bestimmung der Atypik bei Kapitalaus-
zahlungen von Renten erneut zu ent-
scheiden, da er bei seinen bisherigen 
Entscheidungen (irrtümlich) davon aus-
gegangen ist, dass statistisches Material 
über die Häufigkeit der Ausübung von 
Kapitalwahlrechten verfügbar ist.“

MERKE | Da die Steuerpflichtige die 
Revision eingelegt hat, können geeig-
nete Fälle mit einem Einspruch bis zur 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
offengehalten werden.

Quelle | FG Münster, Urteil vom 24.10.2023, 
Az. 1 K 1990/22 E, Rev. BFH: Az. X R 25/23, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 238312

Für Unternehmer

Investitionsabzugsbetrag: 
Rückgängigmachung  
für eine nachträglich  
steuerbefreite  
Photovoltaikanlage

| Die Rückgängigmachung von Investi-
tionsabzugsbeträgen für die Anschaf-
fung von ab dem Jahr 2022 steuerbe-
freiten Photovoltaikanlagen ist nicht zu 
beanstanden. So lautet ein Beschluss 
des Finanzgerichts Köln in einem Ausset-
zungsverfahren, der die Sichtweise des 
Bundesfinanzministeriums bestätigt. |

Hintergrund

Durch das Jahressteuergesetz 2022 
wurden Einkünfte aus dem Betrieb ei-
ner Photovoltaikanlage, die bisher zu 
steuerpflichtigen gewerblichen Ein-
künften führen konnten, unter den Vor-
aussetzungen des §  3 Nr.  72 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG) steuer-
frei gestellt – und zwar rückwirkend ab 
1.1.2022.

Im Hinblick auf eine zu errichtende 
Photovoltaikanlage haben Steuerpflich-
tige jedoch im Rahmen ihrer Gewinn-
ermittlungen bzw. Einkommensteuer-
erklärungen für 2021 einen gewinn-
mindernden Investitionsabzugsbetrag 
gebildet. Nach Ansicht der Verwaltung 
sind diese Investitionsabzugsbeträge 
nach § 7g Abs. 3 EStG durch Änderung 
der Einkommensteuerfestsetzung für 
2021 rückgängig zu machen. Ob dies 
rechtmäßig ist, ist derzeit umstritten.

Beschluss des Finanzgerichts Köln

In einem Verfahren des vorläufigen 
Rechtsschutzes hat das Finanzgericht 
Köln nun die Auffassung des Bundes-
finanzministeriums bestätigt – u. a. soll 
eine verfassungswidrige Rückwirkung 
und eine Verletzung des Grundsatzes 
des Vertrauensschutzes bereits wegen 
der begünstigenden Rechtsfolgen des  
§ 3 Nr. 72 EStG ausgeschlossen sein.

Beachten Sie | Die Entscheidung ist 
nicht rechtskräftig, da der Steuer-
pflichtige Beschwerde eingelegt hat.

Quelle | FG Köln, Beschluss vom 14.3.2024, 
Az. 7 V 10/24, BFH: Az. III B 24/24, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 240797; BMF-Schreiben vom 
17.7.2023, Az. IV C 6 - S 2121/23/10001:001, Rz. 19

Für alle Steuerpflichtigen

FAQ zur steuerlichen Förderung der energetischen 
Gebäudesanierung

| Für energetische Maßnahmen an einem zu eigenen Wohnzwecken genutzten ei-
genen Gebäude ist nach § 35c des Einkommensteuergesetzes (EStG) eine Steuer-
ermäßigung möglich. Das Bundesfinanzministerium hat nun einen Fragen-Ant-
worten-Katalog (FAQ) veröffentlicht (Stand: 15.2.2024; abrufbar unter www.iww.de/
s10937). |

Das Bundesfinanzministerium gibt u. a. 
Antworten auf folgende Fragen:

 • Was wird gefördert und wie hoch 
ist die steuerliche Förderung?

 • Was sind die Voraussetzungen?
 • Wer darf die energetischen Maß-

nahmen ausführen?
 • Welche Alternativen gibt es zur 

steuerlichen Förderung?
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Für Arbeitnehmer

Kein Arbeitslohn: Kostenerstattungen eines kirchlichen 
Arbeitgebers für erweiterte Führungszeugnisse
| Der Bundesfinanzhof (Urteil vom 8.2.2024, Az. VI R 10/22) hat entschieden: Kos-
tenerstattungen eines kirchlichen Arbeitgebers an seine Beschäftigten für die 
Erteilung erweiterter Führungszeugnisse, zu deren Einholung der Arbeitgeber 
zum Zwecke der Prävention gegen sexualisierte Gewalt kirchenrechtlich ver-
pflichtet ist, führen nicht zu Arbeitslohn. |

Für alle Steuerpflichtigen

Steuertipps für Menschen mit Behinderung
| Das Finanzministerium Baden-Württemberg hat einen Steuerratgeber für 
Menschen mit einer Behinderung veröffentlicht (2. Auflage, Mai 2024; abrufbar 
unter: fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/publikationen). |

Der Gesetzgeber sieht für Menschen mit 
Behinderungen verschiedene steuerli-
che Entlastungen und Vergünstigungen 
vor. In dem Ratgeber werden die wich-

tigsten Vorschriften für Menschen mit 
Behinderungen und deren Angehörige in 
der Lohnsteuer, der Einkommensteuer 
und der Umsatzsteuer dargestellt. 

Für Vermieter

Abschreibungen: Kürzere Restnutzungsdauer  
eines Gebäudes durch sachverständige Schätzung 
| Der Bundesfinanzhof hat sich erneut mit der Frage befasst, wie eine kürzere 
tatsächliche Nutzungsdauer eines Gebäudes (§ 7 Abs. 4 S. 2 des Einkommen-
steuergesetzes (EStG)) darzulegen ist und entschieden, dass sich der Steuer-
pflichtige jeder sachverständigen Methode bedienen kann, die im Einzelfall zur 
Führung des erforderlichen Nachweises geeignet erscheint. |

Bei Gebäuden sind als Abschreibungen 
grundsätzlich die in § 7 Abs. 4 S. 1 EStG 
genannten festen Prozentsätze von den 
Anschaffungskosten abzuziehen. Den 
Prozentsätzen liegt jeweils eine typi-
sierte Nutzungsdauer zugrunde, die mit 
der tatsächlichen Nutzungsdauer im Er-
werbszeitpunkt nichts gemein haben 
muss. Nach § 7 Abs. 4 S. 2 EStG in der im 
Streitjahr geltenden Fassung können 
(Wahlrecht) anstelle dieser Abschrei-
bungen die der tatsächlichen Nutzungs-
dauer eines Gebäudes entsprechenden 
Abschreibungen vorgenommen werden.

Die Darlegungs- und Feststellungslast 
für eine kürzere tatsächliche Nutzungs-
dauer trägt der Steuerpflichtige, wobei 
diese zu schätzen ist. Dabei kann sich 
der Steuerpflichtige jeder sachverstän-
digen Methode bedienen, die zur Füh-
rung des Nachweises geeignet er-
scheint. Die Einschränkungen, die das 
Bundesfinanzministerium im Schreiben 
vom 22.2.2023 macht, lassen sich, so 
der Bundesfinanzhof, dem Gesetz je-
denfalls nicht in Gänze entnehmen. Vor 

allem die sachverständige Ermittlung 
der Restnutzungsdauer nach § 4 Abs. 3 
der Immobilienwertermittlungsverord-
nung vom 14.7.2021 ist eine gutachter-
lich anerkannte Schätzungsmethode.

MERKE | Allerdings kann der Steuer-
pflichtige nicht allein durch eine 
schlichte Bezugnahme auf die modell-
haft ermittelte Gesamt- sowie Restnut-
zungsdauer eines Gebäudes nach Maß-
gabe der betreffenden Immobilien-
wertermittlungsverordnung eine kür-
zere tatsächliche Nutzungsdauer i. S. 
des § 7 Abs. 4 S. 2 EStG darlegen und 
nachweisen. Vielmehr bedarf es für 
die Schätzung der Nutzungsdauer ei-
ner sachverständigen Begutachtung, 
die sich insbesondere zu den individu-
ellen Gegebenheiten des Objekts (zum 
Beispiel durchgeführte oder unterlas-
sene Instandsetzungen oder Moderni-
sierungen) verhält. 

Quelle | BFH-Urteil vom 23.1.2024, Az. IX R 
14/23, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 241431; 
BMF-Schreiben vom 22.2.2023, Az. IV C 3 - S 
2196/22/10006: 005

Für Arbeitgeber

Mehrere Minijobs  
gleichzeitig: Diese  
Spielregeln sind  
zwingend einzuhalten

| Grundsätzlich können mehrere ge-
ringfügige Beschäftigungen (Minijobs) 
gleichzeitig ausgeübt werden. Dabei 
sind jedoch einige Spielregeln zu beach-
ten. Welche das sind, hat die Minijob-
Zentrale zusammengestellt. |

Haben Arbeitnehmer keine versiche-
rungspflichtige Hauptbeschäftigung, 
dann können sie mehrere Minijobs 
gleichzeitig ausüben. Die Summe aller 
Verdienste darf allerdings die Geringfü-
gigkeitsgrenze (seit 1.1.2024: 538 EUR 
im Monat) nicht überschreiten.

Beachten Sie | Liegt der Verdienst 
mehrerer Minijobs zusammengerech-
net über 538 EUR, werden alle Jobs so-
zialversicherungspflichtig. Die Folge: 
Alle Arbeitgeber müssen die Beschäfti-
gungen nun bei der gesetzlichen Kran-
kenkasse sozialversicherungspflichtig 
anmelden. Bei der Minijob-Zentrale ge-
meldete Beschäftigungen sind abzu-
melden.

MERKE | Arbeitnehmer mit einer so-
zialversicherungspflichtigen Hauptbe-
schäftigung dürfen nur einen Minijob 
mit Verdienstgrenze ausüben. Kom-
men weitere Beschäftigungen hinzu, ist 
die zeitliche Reihenfolge entscheidend. 
Nur der erste Minijob bleibt bei der Mi-
nijob-Zentrale als Minijob gemeldet. 
Alle weiteren Minijobs müssen unab-
hängig von der Höhe des Verdienstes 
als sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung zur gesetzlichen Kran-
kenkasse gemeldet werden.

Beachten Sie | Arbeitgeber können 
zum Beispiel mit einem Personalfrage-
bogen erfragen, ob ihre Beschäftigten 
bereits weitere Jobs ausüben. Mit ihrer 
Unterschrift verpflichten sie sich zu-
dem, Änderungen mitzuteilen. Das gilt 
auch für die Aufnahme weiterer Be-
schäftigungen. Den Personalfragebo-
gen nehmen Arbeitgeber zu den Ent-
geltunterlagen.

Quelle | Minijob-Zentrale, Mitteilung vom 
3.4.2024: „Mehrere Minijobs: Die wichtigsten 
Infos für Arbeitgeber & Beschäftigte“, unter 
www.iww.de/s10796
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Für Unternehmer

Finanzverwaltung lockert Sichtweise bei falschem 
Steuerausweis in Rechnungen an Endverbraucher 

| Hat der Unternehmer in einer Rechnung einen höheren Steuerbetrag ausgewie-
sen, als das Umsatzsteuergesetz (UStG) hierfür vorsieht, schuldet er auch den Mehr-
betrag (unrichtiger Steuerausweis nach § 14c Abs. 1 UStG). Bei dieser „Strafsteuer“ 
gab es bislang eine strenge Auslegung. Wegen eines Urteils des Europäischen Ge-
richtshofs hat sich das aber nun geändert und das Bundesfinanzministerium zeigt 
sich in einem aktuellen Schreiben großzügiger. |

Bislang bestand eine Steuerschuld nach 
§ 14c UStG unabhängig davon, ob der 
falsch ausgewiesene Steuerbetrag auch 
als Vorsteuer absetzbar ist. Der Europä-
ische Gerichtshof hat in einem Fall mit 
einem falschen Steuersatz aber ent-
schieden, dass ein Steuerpflichtiger den 
zu Unrecht in Rechnung gestellten Teil 
der Mehrwertsteuer nicht schuldet, 
wenn keine Gefährdung des Steuerauf-
kommens vorliegt. Dies ist der Fall, wenn 
eine Leistung ausschließlich an Endver-
braucher erbracht wurde, die nicht zum 
Vorsteuerabzug berechtigt sind. 

Das Bundesfinanzministerium hat hier-
auf nun reagiert: Es entsteht keine Steuer 
nach § 14c Abs. 1 UStG, wenn ein Unter-
nehmer eine Leistung tatsächlich aus-
geführt und hierüber eine Rechnung mit 
einem unrichtigen Steuerausweis an 
einen Endverbraucher gestellt hat.

Auch § 14c Abs. 2 S. 1 UStG (unberechtig-
ter Steuerausweis) soll entfallen, wenn 
ein Kleinunternehmer eine Leistung 
ausgeführt und eine Rechnung mit ei-
nem Steuerausweis an einen Endver-
braucher gestellt hat. Auf andere Fälle 
des § 14c Abs. 2 UStG (z. B. bei Schein-
rechnungen) soll die einschränkende 
Auslegung aber nicht anzuwenden sein.

MERKE | Die Tatsache, dass die 
Rechnung an einen Endverbraucher 
ausgestellt worden ist, stellt eine den 
Steueranspruch einschränkende Tat-
sache dar, die durch den Unternehmer 
glaubhaft darzulegen bzw. plausibel zu 
begründen ist. 

Beachten Sie | Zu den Endverbrau-
chern zählt die Finanzverwaltung ins-
besondere Nichtunternehmer und Un-
ternehmer, die nicht als solche handeln 
(insbesondere Unternehmer bei Leis-
tungsbezug für ihren privaten Bereich 
oder für eine nichtwirtschaftliche Tätig-
keit im engeren Sinne).

In Mischfällen, in denen die gleiche 
Leistung betreffende Rechnungen mit 

unrichtigem Steuerausweis sowohl an 
Endverbraucher als auch an Unterneh-
mer für deren unternehmerischen Be-
reich erteilt wurden, sind die vorge-
nannten Grundsätze nur bezüglich der 
Rechnungserteilung an Endverbraucher 
anzuwenden. Es kann weder eine Schät-
zung noch eine Wahrscheinlichkeitsbe-
rechnung oder Ähnliches erfolgen.

Bei der Beurteilung, ob der Leistungs-
bezieher als Endverbraucher gehandelt 
hat, kann die Art der Leistung berück-
sichtigt werden. Zu Leistungen, die ih-
rer Art nach mit hoher Wahrscheinlich-
keit für den privaten Gebrauch be-
stimmt sind, verweist das Bundes-
finanzministerium auf seine Weisungen 
zu § 3a Abs. 1 UStG („Ort der sonstigen 
Leistung“). Dieser Leistungskatalog ist 
aber unbeachtlich, sofern im Einzelfall 
feststeht, dass die Leistung nicht an ei-
nen Endverbraucher erbracht wurde.

Ist bei einer Rechnung an Endverbrau-
cher keine „§ 14c Steuer“ entstanden, ist 
aus Umsatzsteuersicht keine Rech-
nungsberichtigung mehr erforderlich.

MERKE | Nach Meinung der Finanz-
verwaltung ist es für die Steuerschuld 
nach § 14c UStG nicht ausschlagge-
bend, ob und ggf. inwieweit tatsächlich 
ein Vorsteuerabzug vorgenommen wor-
den ist. Daher entsteht die Steuer auch, 
wenn die Rechnung z. B. an einen Klein-
unternehmer oder einen Unternehmer 
mit Ausgangsumsätzen, die den Vor-
steuerabzug ganz oder teilweise aus-
schließen, erteilt worden ist. Denn auch 
in diesen Fällen ist ein Vorsteuerabzug 
(z. B. durch eine spätere Option zur 
Steuerpflicht) nicht gänzlich ausge-
schlossen. Das hat das Finanzgericht 
Köln aber jüngst anders entschieden. 
Da die Revision anhängig ist, bleibt die 
weitere Entwicklung abzuwarten. 

Quelle | BMF-Schreiben vom 27.2.2024, Az. III 
C 2 - S 7282/19/10001 :002, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 240327; FG Köln, Urteil vom 25.7.2023, 
Az. 8 K 2452/21, Rev. BFH: Az. V R 16/23

Für alle Steuerpflichtigen

Bescheide: Wirksame 
Bekanntgabe an einen 
Bevollmächtigten trotz 
Vollmachtswiderruf
| Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass ein Verwaltungsakt auch wirksam 
bekannt gegeben ist, wenn er an einen 
zunächst wirksam bestellten Bevoll-
mächtigten übersandt wird, dessen 
Vollmacht allerdings, wie dem Finanz-
amt erst kurz nach der Absendung des 
Verwaltungsakts angezeigt worden ist, 
bereits zuvor widerrufen worden war. |

	◼ Sachverhalt

Die Klägerin (K) hatte – nachdem ihr 
Einspruch gegen einen Steuerbescheid 
zurückgewiesen worden war – Klage 
erhoben. Das Finanzamt hatte die Ein-
spruchsentscheidung zunächst an den 
von der K benannten Bevollmächtigten 
gesandt, der diese an das Finanzamt 
zurückschickte und mitteilte, dass 
seine Vollmacht zwischenzeitlich wi-
derrufen worden sei. Daraufhin wurde 
die Einspruchsentscheidung zeitnah an 
K gesandt, die jedoch erst Monate spä-
ter selbst Klage erhob.

Ob die Klage fristgerecht erhoben und 
zulässig war, hing davon ab, ob die Be-
kanntgabe der Einspruchsentscheidung 
an den Bevollmächtigten wirksam war. 
Grundsätzlich kann die Bekanntgabe 
sowohl an den Steuerpflichtigen als 
auch an den Bevollmächtigten erfolgen. 
Letzteres gilt aber nur so lange, wie das 
Finanzamt von einer wirksamen Bevoll-
mächtigung ausgehen darf.

Der Bundesfinanzhof bejahte eine wirk-
same Bekanntgabe an den ehemaligen 
Bevollmächtigten und sah die Klage der 
K als unzulässig an. Die Einspruchsent-
scheidung ist dem Bevollmächtigten 
wirksam bekannt gegeben worden, da 
das Finanzamt nach Aktenlage bis zur 
Absendung der Einspruchsentscheidung 
von einer wirksamen Vollmacht ausge-
hen durfte. Die Mitteilung des Widerrufs 
der Vollmacht, die erst nach der Absen-
dung der Einspruchsentscheidung er-
folgte, steht dem nicht entgegen, da für 
die wirksame Bekanntgabe an den Be-
vollmächtigten nur auf den Kenntnis-
stand des Finanzamts zum Zeitpunkt 
der Absendung abzustellen ist.

Quelle | BFH-Urteil vom 8.2.2024, Az. VI R 
25/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 241428; 
BFH, PM Nr. 24/24 vom 10.5.2024



– 10 – Im August 2024

Für alle Steuerpflichtigen 

Regierungsentwurf für ein 
Jahressteuergesetz 2024 

| Der Regierungsentwurf für ein Jahres-
steuergesetz 2024 liegt vor. Der 249 Sei-
ten starke Entwurf stellt ein frühes 
Stadium im Gesetzgebungsverfahren 
dar, sodass noch einige Anpassungen 
erfolgen werden. Daher erfolgt nur ein 
kurzer Überblick über einige Vorhaben. |

Werden dem Arbeitnehmer (zusätzlich 
zum geschuldeten Arbeitslohn) Leistun-
gen aus einem Mobilitätsbudget bis zu 
2.400 EUR p. a. gewährt, sollen Arbeitge-
ber eine Pauschalbesteuerung (25 %) vor-
nehmen können. Mobilitätsbudget ist das 
dem Arbeitnehmer zur Verfügung ge-
stellte Angebot zur Nutzung von außer-
dienstlichen Mobilitätsleistungen (z. B. 
E-Scooter). Da die kurzfristige und gele-
gentliche Bereitstellung verschiedener 
Mobilitätsformen im Fokus steht, ist die 
Möglichkeit zur dauerhaften Nutzung 
von Kraftfahrzeugen (z. B. auf Dauer 
ausgelegte Mietwagen-Modelle) vom 
Anwendungsbereich ausgeschlossen.

Steuerbefreiung für Photovoltaikanla-
gen: Die zulässige Bruttoleistung laut 
Marktstammdatenregister soll von 15 kW 
(peak) auf 30 kW (peak) je Wohn- oder Ge-
werbeeinheit erhöht werden. Es soll klar-
gestellt werden, dass auch bei Gebäuden 
mit mehreren Gewerbeeinheiten (aber 
ohne Wohneinheiten) Photovoltaikanla-
gen bis zu 30 kW (peak) je Gewerbeeinheit 
begünstigt sind. Die Neufassung soll erst-
mals für Anlagen anzuwenden sein, die 
nach dem 31.12.2024 angeschafft, in Be-
trieb genommen oder erweitert werden.

§ 19 Umsatzsteuergesetz: Bei der Klein-
unternehmerregelung sind etliche Ände-
rungen geplant – u. a. Erhöhung der Um-
satzgrenzen von 22.000 EUR im vorange-
gangenen Jahr auf 25.000 EUR und im 
laufenden Jahr von 50.000 EUR auf 
100.000 EUR (bei Überschreiten der 
100.000 EUR: keine Kleinunternehmer-
regelung mehr ab diesem Zeitpunkt).

Es soll eine neue Rechnungspflichtan-
gabe eingeführt werden, wenn der Aus-
steller der Ist-Versteuerung unterliegt. 
Für den Zeitpunkt des Vorsteuerabzugs 
soll unterschieden werden, ob sich die-
ser aus der Rechnung eines Soll-Ver-
steuerers, eines Ist-Versteuerers oder 
aus einer Anzahlungsrechnung ergibt.

Quelle | Jahressteuergesetz 2024, Regierungs-
entwurf vom 5.6.2024

Für GmbH-Gesellschafter

Option zum Teileinkünfteverfahren: Nur im Jahr  
des Antrags müssen die Voraussetzungen vorliegen

| Schüttet eine Kapitalgesellschaft Gewinne an den Gesellschafter aus, können 
diese unter gewissen Voraussetzungen nach dem Teileinkünfteverfahren besteu-
ert werden. Der Bundesfinanzhof hat hierzu nun entschieden: Nach einer wirksa-
men erstmaligen Antragstellung sind die materiell-rechtlichen Antragsvorausset-
zungen in den folgenden vier Veranlagungszeiträumen (VZ) vom Finanzamt zu 
unterstellen. Diese müssen nur für das erste Antragsjahr vorliegen. |

Hintergrund

Gewinnausschüttungen an den Gesell-
schafter unterliegen grundsätzlich der 
Abgeltungsteuer (25 %); tatsächliche 
Werbungskosten sind nicht abziehbar. 
Es steht nur der Sparer-Pauschbetrag 
i. H. von 1.000 EUR (bei Zusammenver-
anlagung: 2.000 EUR) zur Verfügung.

Nach § 32d Abs. 2 Nr. 3 Einkommensteu-
ergesetz (EStG) besteht aber die Option, 
Gewinnausschüttungen nach dem Teil-
einkünfteverfahren nach § 3 Nr. 40 EStG 
(progressiver Tarif) zu versteuern. Hier 
sind dann die tatsächlichen Werbungs-
kosten anteilig abzugsfähig. Vorausset-
zung ist, dass der Steuerpflichtige im VZ, 
für den der Antrag erstmals gestellt 
wird, unmittelbar oder mittelbar

 • zu mindestens 25 % an der Kapi-
talgesellschaft beteiligt ist oder

 • zu mindestens 1 % an der Kapital-
gesellschaft beteiligt ist und durch 
eine berufliche Tätigkeit für diese 
maßgeblichen unternehmerischen 
Einfluss auf deren wirtschaftliche 
Tätigkeit nehmen kann.

Der Antrag ist spätestens zusammen 
mit der Einkommensteuererklärung für 
den jeweiligen VZ zu stellen. Er gilt, so-
lange er nicht widerrufen wird, auch für 
die folgenden vier VZ, ohne dass die 
Antragsvoraussetzungen erneut zu be-
legen sind.

Entscheidung

Der Gesetzeswortlaut lässt den Schluss 
zu, dass die Antragsvoraussetzungen 
für den fortgeltenden Antrag in den Fol-
gejahren vom Antragsteller zwar nicht 
erneut (aktiv) zu belegen sind, die Wahl 
des Teileinkünfteverfahrens aber nicht 
zulässig ist, wenn die Antragsvoraus-
setzungen nach dem Jahr der Antrag-
stellung entfallen. Das ist die (bisherige) 
Sichtweise der Finanzverwaltung. 

Der Bundesfinanzhof hat nun aber ent-
schieden, dass die Antragsvorausset-
zungen nur für das erste Antragsjahr 
vorliegen müssen. Der Wegfall in den 
folgenden vier VZ ist unerheblich.

Quelle | BFH-Urteil vom 12.12.2023, Az. VIII R 
2/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 240580

Für alle Steuerpflichtigen

Keine Sonderausgaben: Vom Krankengeld einbehaltene 
Rentenversicherungsbeiträge

| Vom Krankengeld einbehaltene und abgeführte Pflichtbeiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung können nicht als Sonderausgaben abgesetzt werden. Das 
Krankengeld unterliegt dem Progressionsvorbehalt, ohne hiervon geleistete Vor-
sorgeaufwendungen abzuziehen. So lässt sich eine Entscheidung des Finanzge-
richts Köln (25.5.2023, Az. 11 K 1306/20) zusammenfassen. |

Für Unternehmer

Photovoltaikanlagen: Übersichtliche Darstellung 

| Die neuen und alten Regelungen zur einkommen- und umsatzsteuerlichen Be-
handlung von Photovoltaikanlagen sind äußerst komplex. Das Thüringer Finanzmi-
nisterium hat nun in einer Mitteilung vom 24.4.2024 auf eine kompakte sechssei-
tige Übersicht hingewiesen (abrufbar unter: www.iww.de/s11066). |
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Für Arbeitnehmer

Doppelte Haushaltsführung: Zweitwohnungsteuer  
fällt unter den Höchstbetrag von 1.000 EUR

| Im Rahmen einer inländischen doppelten Haushaltsführung ist der Werbungskos-
tenabzug von Unterkunftskosten auf 1.000 EUR monatlich beschränkt. Der Bundes-
finanzhof hat nun entschieden, dass unter diesen Höchstbetrag auch eine für die 
Wohnung am Beschäftigungsort zu entrichtende Zweitwohnungsteuer fällt. |

Hintergrund: Bei einer beruflich veran-
lassten doppelten Haushaltsführung 
können Arbeitnehmer Unterkunftskos-
ten nur bis maximal 1.000 EUR im Mo-
nat als Werbungskosten abziehen. Der 
Höchstbetrag umfasst sämtliche entste-
henden Aufwendungen, wie beispiels-
weise Miete, Betriebskosten sowie Kos-
ten der laufenden Reinigung und Pflege 
der Zweitwohnung oder -unterkunft; 
nicht jedoch Aufwendungen für Haus-
rat, Einrichtungsgegenstände oder Ar-
beitsmittel, mit denen die Zweitwoh-
nung ausgestattet ist. 

	◼ Sachverhalt

Eine Arbeitnehmerin hatte an ihrem 
Tätigkeitsort in München eine Zweit-
wohnung angemietet. Die hierfür in 
den Streitjahren entrichtete Zweitwoh-
nungsteuer i. H. von 896 EUR bzw. 
1.157 EUR machte sie neben weiteren 
Kosten für die Wohnung i. H. von je-
weils mehr als 12.000 EUR als Aufwen-
dungen für ihre doppelte Haushalts-
führung geltend. Das Finanzamt er-
kannte die Kosten der Unterkunft am 
Ort der ersten Tätigkeitsstätte in Mün-
chen jeweils mit dem gesetzlichen 
Höchstbetrag von 12.000 EUR an. Die 
Zweitwohnungsteuer bei den sonstigen 
Aufwendungen im Rahmen der doppel-
ten Haushaltsführung berücksichtigte 
das Finanzamt jedoch nicht.

Die hiergegen gerichtete Klage war 
erfolgreich. Leider hat der Bundesfi-
nanzhof die Vorentscheidung nun aber 
aufgehoben.

Die Zweitwohnungsteuer ist Aufwand 
für die Nutzung der Unterkunft und un-
terfällt daher bei den Mehraufwendun-
gen für die doppelte Haushaltsführung 
der Abzugsbeschränkung.

Das Entstehen der Zweitwohnungsteuer 
knüpft maßgeblich an das Innehaben 
einer weiteren Wohnung in München 
neben der Hauptwohnung und so an die 
damit regelmäßig einhergehende Nut-
zung dieser Wohnung an. Die Steuer 
findet als örtliche Aufwandsteuer i. S. 
von Art. 105 Abs. 2a des Grundgesetzes 
ihre Rechtfertigung darin, dass das In-
nehaben einer weiteren Wohnung für 
den persönlichen Lebensbedarf (Zweit-
wohnung) neben der Hauptwohnung ein 
Zustand ist, der gewöhnlich die Verwen-
dung von finanziellen Mitteln (Einkom-
men) erfordert und damit regelmäßig 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des Wohnungsinhabers zum Ausdruck 
bringt. 

Beachten Sie | Der Bundesfinanzhof 
hat damit die von der Finanzverwaltung 
vertretene Rechtsauffassung bestätigt. 
Noch nicht höchstrichterlich entschie-
den und derzeit beim Bundesfinanzhof 
anhängig ist die Frage, wie Kosten für 
einen separat angemieteten Stellplatz 
zu behandeln sind.

Quelle | BFH-Urteil vom 13.12.2023, Az. VI R 
30/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 240677; 
BFH, PM Nr. 18/24 vom 4.4.2024; Stellplatz: 
Rev. BFH unter Az. VI R 4/23

Für alle Steuerpflichtigen

Rückabwicklung eines 
Verbraucherdarlehens-
vertrags löst keine 
Einkommensteuer aus
| Der Bezug eines Nutzungsersatzes 
im Rahmen der reinen Rückabwicklung 
eines Verbraucherdarlehensvertrags 
nach Widerruf löst keine Einkommen-
steuer aus. Diese frohe Kunde kommt 
vom Bundesfinanzhof. |

	◼ Sachverhalt

Ehegatten schlossen 2008 einen Dar-
lehensvertrag zur Finanzierung einer 
selbstgenutzten Wohnimmobilie ab. 
2016 widerriefen sie den Darlehens-
vertrag unter Berufung auf eine feh-
lerhafte Widerrufsbelehrung. Auf der 
Grundlage eines zivilgerichtlichen 
Vergleichs zahlte die Bank an die Ehe-
leute Nutzungsersatz für bis zum Wi-
derruf erbrachte Zins- und Tilgungs-
leistungen i. H. von 14.500 EUR. Das 
Finanzamt erfasste den Nutzungser-
satz als Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen – allerdings zu Unrecht, wie nun 
der Bundesfinanzhof entschieden hat.

Der Nutzungsersatz ist kein Kapitaler-
trag i. S. des § 20 Abs. 1 Nr. 7 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG). Die Rück-
abwicklung eines vom Darlehensneh-
mer widerrufenen Vertrags vollzieht 
sich außerhalb der steuerbaren Er-
werbssphäre. Das Rückgewährschuld-
verhältnis ist ertragsteuerlich als Ein-
heit zu behandeln. Daher können die 
einzelnen Ansprüche aus dem Rückge-
währschuldverhältnis auch nicht für 
sich betrachtet – i. S. einer unfreiwilligen 
Kapitalüberlassung – Teil einer steuerba-
ren erwerbsgerichteten Tätigkeit sein. 

Beachten Sie | Es liegen auch keine 
sonstigen Einkünfte (§ 22 Nr. 3 EStG) vor.

MERKE | Die Entscheidung betrifft 
„alte“ Verbraucherdarlehensverträge. 
Der mit der Reform des Verbraucher-
schutzrechts in das BGB eingefügte  
§ 357a Abs. 3 S. 1 BGB a. F. (jetzt  
§ 357b BGB) hat u. a. den Anspruch 
des Darlehensnehmers auf Nutzungs-
ersatz für die Zukunft beseitigt. Die 
neue Rechtslage ist auf nach dem 
12.6.2014 abgeschlossene Verbrau-
cherdarlehensverträge anwendbar.

Quelle | BFH-Urteil vom 7.11.2023, Az. VIII R 
7/21, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 240444; 
BFH, PM Nr. 16/24 vom 21.3.2024

Für Unternehmer

Mehrergebnis durch Umsatzsteuer-Sonderprüfung 2023 

| Die in 2023 durchgeführten Umsatzsteuer-Sonderprüfungen haben bei der Um-
satzsteuer zu einem Mehrergebnis von rund 1,52 Mrd. EUR geführt. Die Ergebnisse 
aus der Teilnahme von Umsatzsteuer-Sonderprüfern an allgemeinen Betriebsprü-
fungen oder an den Prüfungen der Steuerfahndung sind in diesem Ergebnis nicht 
enthalten (Mitteilung des Bundesfinanzministeriums vom 25.4.2024). |

Umsatzsteuer-Sonderprüfungen werden 
unabhängig vom Turnus der allgemei-
nen Betriebsprüfung und ohne Unter-

scheidung der Betriebsgröße vorge-
nommen. 2023 wurden 63.282 Umsatz-
steuer-Sonderprüfungen durchgeführt. 
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für GmbH-Gesellschafter

Ohne Zuwendungswillen gibt es  
keine verdeckte Gewinnausschüttung

| Eine durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasste Vermögensverschiebung von 
einer Kapitalgesellschaft an einen Gesellschafter setzt einen Zuwendungswillen vor-
aus – und ein solcher kann aufgrund eines Irrtums des Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rers fehlen. Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs ist es insoweit maßgebend, ob der 
konkrete Gesellschafter-Geschäftsführer einem Irrtum unterlegen ist, nicht hinge-
gen, ob einem ordentlich und gewissenhaft handelnden Geschäftsleiter der Irrtum 
gleichfalls unterlaufen wäre. |

Hintergrund: Bei einer verdeckten Ge-
winnausschüttung (vGA) handelt es 
sich – vereinfacht – um Vermögensvor-
teile, die dem Gesellschafter einer Ka-
pitalgesellschaft außerhalb der gesell-
schaftsrechtlichen Gewinnverteilung 
gewährt werden. Eine vGA darf den Ge-
winn der Gesellschaft nicht mindern. 

	◼ Sachverhalt

Geklagt hatte eine GmbH, deren 
Stammkapital durch die alleinige Ge-
sellschafter-Geschäftsführerin u. a. 
durch die Einbringung einer Beteili-
gung von 100 % an einer weiteren 
GmbH erbracht werden sollte. Bei der 
einzubringenden GmbH wurde eine Ka-
pitalerhöhung durchgeführt, die die 
Gesellschafter-Geschäftsführerin be-
günstigte. Das Finanzamt sah hierin 
eine vGA der GmbH an ihre Gesell-
schafter-Geschäftsführerin. Dagegen 
argumentierte die GmbH, dass die Zu-
wendung an die Gesellschafter-Ge-
schäftsführerin irrtümlich wegen eines 
Versehens bei der notariellen Beurkun-
dung der Kapitalerhöhung erfolgt sei.

Das Finanzgericht Schleswig-Holstein 
wies die Klage ab, weil einem ordentli-
chen und gewissenhaften Geschäftslei-

ter der von der GmbH dargelegte Irrtum 
nicht unterlaufen wäre. Der Bundesfi-
nanzhof hat nun aber klargestellt, dass 
es für die Frage, ob der für die Annahme 
einer vGA erforderliche Zuwendungs-
wille vorliegt, allein auf die Person der 
konkreten Gesellschafter-Geschäfts-
führerin ankommt. Er verwies den 
Streitfall deshalb zur weiteren Sachauf-
klärung an das Finanzgericht zurück.

MERKE | In seiner Urteilsbegrün-
dung zum Vorliegen einer vGA führt 
der Bundesfinanzhof aber auch Fol-
gendes aus: Der handelnde Gesell-
schafter muss nicht mit Rücksicht auf 
das Gesellschaftsverhältnis handeln, 
er muss den Tatbestand der vGA nicht 
kennen und er muss das Geschehene 
auch nicht richtig würdigen. Vielmehr 
genügt in aller Regel ein persönlich 
zurechenbares Handeln. 

Diese Grundsätze gelten aber nicht 
uneingeschränkt, da es zur Annahme 
einer vGA – so wie bei einer offenen 
Gewinnausschüttung – eines Zuwen-
dungswillens bedarf.

Quelle | BFH-Urteil vom 22.11.2023, Az. I R 
9/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 240822; 
BFH, PM Nr. 20/24 vom 11.4.2024

Für alle Steuerpflichtigen

Elterngeld: Neuregelungen für Geburten ab 1.4.2024
| Für Geburten ab dem 1.4.2024 gilt eine neue Einkommensgrenze, ab der der An-
spruch auf Elterngeld entfällt. Zudem wurden die Möglichkeiten für einen parallelen 
Bezug von Elterngeld neu gestaltet. Antworten auf wichtige Fragen gibt das Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (unter www.iww.de/s10727). |

Für alle Steuerpflichtigen

BAFA: Förderkompass 2024
| Im Förderkompass 2024 bündelt das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle (BAFA) die wichtigsten Informationen zu den Förderprogrammen. Der Förder-
kompass richtet sich an kleine und mittlere Unternehmen, aber auch an Privatperso-
nen und Gemeinden. Wie 2023 stehen erneut die Bereiche Energie und Klimaschutz 
im Fokus. Weitere Informationen erhalten Sie unter www.iww.de/s10773. |

Für Arbeitgeber

Steuerfreie Zuschläge: 
Zwingend zwischen 
häuslicher Arbeit und 
Heimarbeit nach dem 
Heimarbeitsgesetz  
zu unterscheiden

| Bei Lohnsteuer-Außenprüfungen 
stoßen Prüfer immer häufiger auf 
Sachverhalte, in denen der Arbeitgeber 
im Rahmen einer Gehaltsumwandlung 
den Grundlohn abgesenkt und einen 
nach § 3 Nr. 30 und Nr. 50 des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) steuerfreien 
Heimarbeiterzuschlag zur Abgeltung 
der mit der Heimarbeit verbundenen 
Aufwendungen (z. B. für Miete, Heizung 
und Beleuchtung der Arbeitsräume) 
bezahlt hat. Und hier ist Vorsicht gebo-
ten: Denn in vielen Fällen sind die Vor-
aussetzungen für den steuerfreien 
Heimarbeiterzuschlag nach dem Heim-
arbeitsgesetz (HAG) nicht erfüllt. |

Informationen zum Heimarbeiterzu-
schlag enthält vor allem die Lohnsteuer-
richtlinie 9.13. Hier heißt es in Abs. 2: 
„Lohnzuschläge, die den Heimarbeitern 
zur Abgeltung der mit der Heimarbeit 
verbundenen Aufwendungen neben 
dem Grundlohn gezahlt werden, sind 
insgesamt aus Vereinfachungsgründen 
nach § 3 Nr. 30 und 50 EStG steuerfrei, 
soweit sie 10  % des Grundlohns nicht 
übersteigen.“

MERKE | Diese Steuerfreiheit gilt al-
lerdings nur für Heimarbeiter i. S. des 
§  2 Abs. 1 HAG. Die steuerfreien Zu-
schläge können also nicht von Arbeit-
nehmern in Anspruch genommen wer-
den, die ihre Tätigkeit seit der Corona-
pandemie (teilweise) im Homeoffice 
ausüben. 

Quelle | R 9.13 Abs. 2 Lohnsteuerrichtlinien; 
§ 2 Heimarbeitsgesetz


